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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit ersucht 

den federführenden Rechtsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

1. stellt fest, dass die Übertragung von Befugnissen auf die Kommission nicht nur eine 

technische Frage ist, sondern auch politisch sensible Fragen von erheblicher Bedeutung 

für die Unionsbürger und Verbraucher umfassen kann, einschließlich der Genehmigung 

von nährwert- und gesundheitsbezogenen Angaben, Lebensmittelzusatzstoffen, 

chemischen Wirkstoffen, Lebensmittelkennzeichnungen, der Bestimmung des Begriffs 

Getränke und Lebensmittel sowie das Funktionieren des EU-Emissionshandelssystems 

(EHS); 

2. betont, dass die Befugnisübertragung eine Möglichkeit für das Parlament als 

Mitgesetzgeber ist, die es unter Berücksichtigung der Notwendigkeit des Schutzes seiner 

Befugnisse und der Sicherung von Transparenz, Kohärenz und Rechtssicherheit der EU-

Rechtsetzungsverfahren sorgfältig auf Einzelfallbasis ausüben sollte; 

3. erinnert daran, dass aus Artikel 290 und 291 AEUV deutlich hervorgeht, dass delegierte 

Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte verschiedenen Bedürfnissen entsprechen und 

daher nicht durch die jeweils anderen ersetzt werden können1; 

4. unterstreicht, dass im Zusammenhang mit jeder Anpassung eines Gesetzgebungsakts an 

den Vertrag von Lissabon die Maßnahmen, für die bisher das Regelungsverfahren mit 

Kontrolle galt, eindeutig delegierte Rechtsakte und nicht Durchführungsrechtsakte werden 

sollten, da delegierte Rechtsakte für genau die selben Zwecke vorgesehen sind wie 

Maßnahmen gemäß dem Regelungsverfahren mit Kontrolle (d. h. Erlass von Maßnahmen 

von allgemeiner Tragweite/Verfahren zur Ergänzung oder Änderung bestimmter nicht 

wesentlicher Bestimmungen des Rechtsakts), sofern nicht eine Ausnahme hiervon 

gerechtfertigt ist; ist der Ansicht, dass diese Rechtfertigungen innerhalb einer 

angemessenen Frist unter Berücksichtigung der in Legislativverfahren geltenden Fristen 

geprüft werden sollten; 

5. kritisiert den Rat entschieden für die systematischen Versuche, nicht nur unter allen 

Umständen delegierte Rechtsakte in neuen Rechtsvorschriften zu vermeiden, sondern 

sogar auch zur Anpassung an den Zustand vor Lissabon zurückzukehren, indem er 

unzulässigerweise versucht, bei der Anpassung eines Gesetzgebungsakts an den Vertrag 

von Lissabon Maßnahmen gemäß dem Regelungsverfahren mit Kontrolle in 

Durchführungsrechtsakte zu ändern; fordert den Rat auf, die Bestimmungen des Vertrags 

zu achten, was den eindeutig unterschiedlichen Charakter von delegierten Rechtsakten im 

Vergleich zu Durchführungsrechtsakten anbelangt; 

6. ist der Ansicht, dass während die Entscheidung, bestimmte nicht wesentliche 

Bestimmungen nicht zu delegieren, sondern alle diesbezüglichen Änderungen im 

ordentlichen Gesetzgebungsverfahren zu belassen, in manchen Fällen eine angemessene 

                                                 
1  Handbuch über delegierte Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte“ GD IPOL, Februar 2013, Seite 16. 
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Möglichkeit sein kann (da sie Vorrechte des Rates und des Parlaments beachtet), in 

anderen Fällen, in denen dies in Bezug auf den Charakter der zu ändernden nicht 

wesentlichen Bestimmungen unverhältnismäßig wäre, nicht angemessen wäre, und somit 

de facto eine Bremse für möglicherweise wichtige Anpassungen sein könnte; 

7. ist der Ansicht, dass zur Stärkung der Rolle seiner Berichterstatter in legislativen 

Verhandlungen mehr auf Artikel 37a seiner Geschäftsordnung zurückgegriffen werden 

sollte; betont, dass die Entscheidung, welche der nicht wesentlichen Bestimmungen des 

Basisrechtsakts durch eine Befugnisübertragung an die Kommission und welche weiterhin 

auf zu gesetzgeberischen Ebene regeln sind, in vollem Umfang in das Ermessen des 

Gesetzgebers gestellt ist; ist der Ansicht, dass politisch wichtige Bestandteile, wie 

Unionslisten oder -register von Waren oder Stoffen integraler Bestandteil des 

Basisrechtsakts bleiben sollten – gegebenenfalls auch in Form von Anhängen; betont, dass 

die Schaffung eigenständiger Listen im Interesse der Rechtssicherheit vermieden werden 

sollte; 

8. fordert den Generalsekretär auf, eine Studie über die Ergebnisse der legislativen 

Verhandlungen zwischen Parlament und Rat vorzubereiten, die die Frage der delegierten 

Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte berücksichtigt, um Berichterstattern und anderen 

an zukünftigen Verhandlungen Beteiligten Beratung und Leitlinien über bewährte 

Verfahren bereitzustellen; 

9. ist der Ansicht, dass die gegenwärtige Praxis der Kommission im Hinblick auf die 

Übermittlung und Ablage delegierter Rechtsakte sowie die Tagesordnungen und 

Dokumente in Bezug auf vorbereitende Treffen weniger gut entwickelt ist als diejenige 

für Durchführungsrechtsakte und keinen angemessenen Mechanismus im Sinne der 

Vereinbarung über delegierte Rechtsakte darstellt; fordert die Kommission auf, so bald 

wie möglich sicherzustellen, dass wenigstens das gleiche Niveau der Information und der 

Transparenz wie im Fall des bestehenden Komitologie-Registers sichergestellt wird; 

10. ist der Ansicht, dass die gegenwärtigen Mechanismen in Bezug auf seine Kontrolle der 

Durchführungsrechtsakte nicht angemessen sind und nicht auf Entwürfe von Rechtsakten 

beschränkt sein sollten; fordert, dass Artikel 11 der Verordnung über 

Durchführungsrechtsakte (grundsätzlich und mit der Ausnahme von aus 

Dringlichkeitsgründen angenommenen Rechtsakten) so geändert wird, dass das Parlament 

das Recht hat, einen Durchführungsrechtsakt innerhalb eines Monats nach seiner 

Annahme zu überprüfen. 
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